
Antiregierungsproteste in Israel:
Gegenmacht oder Ohnmacht?
Von Jona Everdeen

Seit Wochen finden in Israel Massenproteste gegen die Politik der neuen
rechten Regierung statt. Hunderttausende Menschen sind wöchentlich auf
der  Straße.  Ihren  Aufhänger  fanden  die  Proteste  in  einer  angestrebten
Justizreform, die Befürchtungen hervorruft, sie könnte Israel in eine Diktatur
verwandeln.  Doch  was  beinhaltet  die  Justizreform  und  wer  ist  diese
Regierung überhaupt, die allgemeinhin als rechteste in der Geschichte des
Landes gilt? Welche reaktionäre Politik betreibt sie? Was sind die Folgen für
die Menschen in Israel? Und wie wirkt sich die Regierungspolitik auf die eh
schon massiv  unterdrückten Palästinenser_Innen aus? Welchen Charakter
haben die Proteste und was ist nötig, um Netanjahu, Ben-Gvir und Co. zu
stürzen?

Rechtsradikale mit Ministerposten
Das Regierungsbündnis  aus Netanjahus nationalreligiösem Likud,  rechten
Siedlerparteien und religiös-fundamentalistischen Kleinstparteien eröffnete
einigen  stramm  rechten  Hardliner_Innen  den  Weg  zu  wichtigen
Regierungsposten.  Viele  von  ihnen  machten  in  der  Vergangenheit  mit
extremem  Rassismus,  Sexismus,  Queerfeindlichkeit,  religiösem
Fundamentalismus und der Unterstützung zionistischer Terrorist_Innen von
sich reden.

So zum Beispiel Itamar Ben-Gvir, der keinen Hehl aus seiner Verehrung für
den Terroristen Baruch Goldstein macht, der bei einem Terroranschlag 29
Palästinenser_Innen  ermordete.  Außerdem  wolle  er  „illoyale“
Palästinenser_Innen ausweisen und habe auch schon persönlich angesichts
palästinensischer  Proteste  die  Pistole  gezückt.  Er  ist  jetzt  israelischer
Polizeiminister.

Mit Bezalel Smotrich hat ein weiterer rechter Hardliner als Finanzminister
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einen zentralen Posten in der neuen Regierung. Das ideale Israel sieht er in
Form einer fundamentalistischen Theokratie, in der das oberste Gesetz die
Thora ist. Auch schockierte er erst kürzlich mit der Aussage, dass seiner
Ansicht  nach Jüdinnen und Araberinnen auf  getrennten Geburtsstationen
Kinder zur Welt bringen sollten. Ben-Gvir und Smotrich sind dabei nur die
Spitze des Eisbergs einer Regierung voller extremer Rechter. Doch für den
langjährigen rechtskonservativen Ministerpräsidenten Netanjahu schien das
kein allzu großes Problem zu sein, immerhin brachten ihm diese Kräfte die
nötige Mehrheit, um wieder an die Regierung zu gelangen.

Die Justizreform – Weg in die Diktatur?
Während  die  Übergabe  wichtiger  Ministerien  an  Rechtspopulist_Innen
bereits teilweise für Unmut sorgte, brachte die von Netanjahu und seinen
Verbündeten  geplante  Justizreform  das  Fass  zum  Überlaufen.  Nachdem
große Teile der israelischen Gesellschaft seit mehreren Jahren eine Anklage
Netanjahus wegen eines Korruptionsskandals fordern, könnte der neue-alte
Ministerpräsident durch seine Justizreform einer Anklage entgehen. Diese
Dreistigkeit  und  Verhöhnung  des  bürgerlichen  Rechtsstaates  bildete  die
Grundlage für die folgenden Massenproteste.

Die geplante Reform sieht vor, dass Entscheidungen des obersten Gerichts in
Zukunft mit einfacher Mehrheit des Parlaments revidiert werden können,
ergo die Rechtsprechung quasi entmachtet wird. Zusätzlich dazu sieht die
„Reform“  auch  vor,  dass  die  Regierung  im  Alleingang  Richter_Innen
ernennen  kann,  die  dann  (ähnlich  wie  die  von  Trump  ernannten
Richter_Innen des Supreme Courts) die reaktionäre Ideologie der aktuellen
Regierung in ihre „Rechtsprechung“ fließen lassen. Die Justizreform ist also
ein klarer Angriff auf die Unabhängigkeit der Justiz, die für eine bürgerliche
Demokratie zentral ist.

Die besondere Stellung des Obersten Gerichtshof war schon häufiger Ziel
von  Angriffen  rechter  Regierungen.  Er  gilt  unter  linksliberalen  und
sozialdemokratischen  Israelis  als  Hort  der  Menschenrechte  und  der
Demokratie.  Dementsprechend groß ist  die  Empörung über  die  geplante
Reform  nun  in  diesen  Kreisen.  Diese  Empörung  ist  berechtigt  und  als



Revolutionär_Innen  verteidigen  auch  wir  Angriffe  gegen  bürgerlich-
demokratische  Rechte,  auch  wenn  sie  Institutionen  von  kapitalistischen
Nationalstaaten  sind.  Dennoch  haben  wir  keine  Illusionen  in  diesen
Gerichtshof. Auch bevor die rechte Regierung ihre Reform angekündigt hat,
hat der Gerichtshof die israelische Gesellschaft nicht davor bewahrt,  den
Charakter eines Besatzungsregimes und eines Apartheidstaates anzunehmen.
Die  aktuellen  Angriffe  verdeutlichen  nur  einmal  mehr,  wie  schnell  die
Bourgeoisie bereit ist, ihre zuvor hoch gelobte Demokratie zu entmachten,
sobald sie ihren Interessen im Wege steht.  Ähnliche Beispiele haben wir
zuletzt in Brasilien unter Bolsonaro, in Ungarn unter Orban, in Polen unter
der PiS oder in den USA unter Trump gesehen.

Reaktionäre Innenpolitik
Während  sich  die  religiösen  Splitterparteien  und  die  rechtsextremen
Siedler_Innen vor allem an ihrem Rassismus gegenüber Palästinenser_Innen
abarbeiten,  vertritt  der  Likud  zudem  eine  zutiefst  neoliberale
Wirtschaftspolitik.  Der  bis  auf  eine  kleine  Unterbrechung seit  14  Jahren
regierende  Netanjahu  hat  große  Leistungen  für  das  israelische  Kapital
vollbracht, indem er es schaffte, Arbeitsrechte und Sozialstaat und auf ein
Minimum herunterzufahren. Ein Resultat dieser Politik ist,  dass in vielen
israelischen  Städten  die  Immobilienpreise  so  hoch  sind,  dass  dagegen
München und Frankfurt  am Main geradezu günstig wirken.  Auch andere
Lebenshaltungskosten stiegen im Laufe seiner Amtszeiten massiv an. Viele
Israelis benötigen 2 bis 3 Jobs, um überhaupt über die Runden zu kommen.
Öffentliche Schulen und Krankenhäuser sind in einem desaströsen Zustand,
während es sich reiche Israelis leisten können, auf Privatschulen und private
medizinische  Einrichtungen  auszuweichen.  Jede_r  Shekel,  der  in
Checkpoints, Mauern, Drohnen und Panzer fließt, fehlt in den israelischen
Schulen, Sozialkassen und Krankenhäusern. Ein Ende dieser Entwicklung ist
sicher nicht in Sicht mit der neuen Koalition, eher ist davon auszugehen, dass
auch weiterhin die Folgen der allgemeinen Krise, die auch Israel betrifft, auf
dem Rücken der Arbeiter_Innen ausgetragen werden.

Noch  dramatischer  steht  es  um  die  Rechte  von  LGBTIQ-Personen  und



ethnischen  oder  religiösen  Minderheiten.  So  ist  die  religiös-zionistische
Partei offen queerfeindlich und macht daraus auch keinen Hehl. Ihr zufolge
sollen  medizinische  Einrichtungen  mit  religiösem  Träger  sich  weigern
dürfen,  queere  Menschen  zu  behandeln.

Generell  wird voraussichtlich der Rassismus gegen nicht-jüdische Israelis
aber auch gegen nicht-weiße Juden:Jüdinnen, die zum Beispiel aus Äthiopien
oder  dem Jemen nach Israel  geflohen und häufig  massiven rassistischen
Anfeindungen bis  hin zu brutalen Angriffen ausgesetzt  sind,  noch weiter
zunehmen.

Mit  der  sich  verschärfenden  Wirtschaftskrise  geht  auch  eine  verstärkte
Verelendung  der  Arbeiter_Innenklasse  in  Israel  und  ihrer  besonders
marginalisierten, sexistisch oder rassistisch unterdrückten Teile einher. Die
israelische Regierung versucht jetzt durch nationalistische Propaganda und
der  Erweiterung  des  israelischen  Staatsgebiets  dieser  Krise  durch
kurzfristige  Scheinlösungen  zu  begegnen  und  die  israelische
Arbeiter_Innenklasse mittels  Nationalismus an die  herrschende Klasse zu
binden und damit ihre Schlagkraft zu verringern. Eine zentrale Rolle spielt
dabei  auch  das  Wiederaufkommen  einer  entschiedenen  Kriegsrhetorik
gegenüber  dem  Iran.

Was bedeutet das für Palästinenser_Innen?
Dementsprechend  hat  sich  die  Lage  der  Palästinenser_Innen  massiv
verschlechtert  und  zu  einer  neuen  Welle  von  Gewalt  und  Gegengewalt
geführt. Bei Operationen des israelischen Militärs in Städten wie Jenin oder
Nablus sind seit Anfang des Jahres mehrere Dutzend Palästinenser_Innen
ermordet worden, im Schnitt mehr als ein Mensch pro Tag!

Dazu kam es im palästinensischen Dorf Hawara zu einem Pogrom durch
rechtsradikale Siedler_Innen, die mehrere Dutzend Häuser und Geschäfte
anzündeten,  mindestens  einen  Menschen  töteten  und  zahlreiche  weitere
Verletzten.  Die  israelische  Armee  hat  ihnen  dabei  zugesehen  und
Rückendeckung  gegeben.



Polizeiminister Ben-Gvir  sorgte mit  einem Besuch auf  dem Tempelberg –
Standort der Al-Aqsa Moschee- ebenfalls für eine krasse Provokation. Als
Ariel Sharon im Jahre 2000 den Tempelberg betrat, war das der Auslöser für
die  2.  Intifada.  Ben-Gvir  kündigte  darüber  hinaus  noch  an,  dass  er  es
Muslima_en nicht den gesamten Ramadan über erlauben wolle, in der Al-
Aqsa Moschee zu beten.

Zu  allem  Übel  will  die  neue  Regierung  auch  noch  die  Todesstrafe
wiedereinführen. Diese soll gegen Palästinenser_Innen, die Israelis ermordet
haben,  angewendet  werden  können,  nicht  aber  gegen  Israelis,  die
Palästinenser_Innen  ermordet  haben.  Zwar  müssen  Palästinenser_Innen
ohnehin damit rechnen, vom israelischen Militär getötet zu werden, wenn sie
sich  der  Besatzungspolitik  widersetzen.  Allerdings  unterstreicht  die
Wiedereinführung der Todesstrafe – allein für Palästinenser_Innen – noch
einmal bildlich die Geringschätzung palästinensischen Lebens.

Weniger offensichtlich aber doch extrem relevant ist auch die Übertragung
der Kontrolle über die Westbank von einer militärischen zu einer zivilen
Behörde.  Während  die  Militäradministration  den  jahrzehntelangen
Besatzungsstatus des Gebietes aufrecht erhielt, ist dies nun als endgültiges
Zeichen  zu  verstehen,  dass  für  die  aktuelle  israelische  Regierung  ein
Verlassen dieser, und somit eine zwei Staaten Lösung, keine Option mehr ist
und sie die gesamte Westbank als Teil israelischen Staatsgebiets betrachtet.

Welche Perspektive hat der Protest?
Der Protest, der sich in erstes Linie als Widerstand gegen die Justizreform
aufstellt und an dem bis zu 250.000 Menschen im ganzen Land teilnahmen,
wird getragen von einer sehr breiten israelischen „Zivilgesellschaft“ und ist
geprägt von liberal-zionistischen Kräften. Am Meer aus israelischen Flaggen,
das  auf  den  Großdemonstrationen  in  Tel  Aviv/Jaffa  zu  sehen  war,  wird
deutlich, wie nationalistisch dieser eigentlich ist. Dennoch scheint die neue
Regierung vor den Protesten zu zittern, wenn sie mit allen Mitteln versucht,
die eigentlich sehr zahmen Proteste als „Gesetzesbrecher“ zu verunglimpfen
und ihnen vorwerfen, sie würden „Anarchie“ verbreiten.



Der von der neuen Rechtsregierung abgelöste ehemalige Ministerpräsident
Lapid versucht,  sich dabei  als  liberaler  Gegenspieler  von Netanjahu und
Hüter der israelischen Demokratie zu inszenieren. Dabei war er es, der zuvor
auch keinerlei  Probleme damit  hatte,  mit  Naftali  Bennets  kaum weniger
rechtsextremen Siedlerpartei  gemeinsam zu regieren. Die Massenproteste
werden  weiterhin  ohnmächtig  gegenüber  den  rechten  Angriffen  auf
demokratische Rechte sein, solange sie sich von liberal-zionistischen Kräften
anführen lassen. Ihre Alternative gegenüber Netanjahu sieht vielleicht so
aus, dass der Oberste Gerichtshof unangetastet bleibt und die Siedlungen
weniger stark ausgebaut werden. An der Realität des Besatzungsregimes,
des  Abbaus  des  israelischen  Sozialstaates,  der  massiven  Inflation,  der
Verschlechterung der  Arbeitsbedingungen und der  Krise  des  Wohnungs-,
Bildungs- und Gesundheitssektors werden sie nichts verändern.

Dennoch können die Massenproteste einen Ausgangspunkt für den Aufbau
von  Gegenmacht  bieten.  Zentral  dabei  ist  es,  ob  fortschrittliche
Organisationen es verstehen, in diese Proteste eine unabhängige Position der
israelischen und der palästinischen Arbeiter_Innenklasse zu tragen und die
Führung zu übernehmen. Es muss dabei darum gehen, die soziale Frage mit
der  Beendigung  der  Besatzung  zu  verknüpfen.  Sozialdemokratisch-
stalinistische Gruppen wie „Hadash“ und autonome Antifa-Gruppen haben
auf den Großdemonstrationen mit ihrem „radical bloc“ ein starkes Zeichen
gesetzt. Darin fanden sich viele palästinensische Fahnen, „Palestinen Lives
Matter“-Schilder als auch Banner mit der Aufschrift „There’s no democracy
with apartheid,” oder “A nation that occupies another nation will never be
free“. Dabei ist das Zeigen der palästinensischen Flagge seit Neustem eine
durchaus  heikle  Angelegenheit.  So  hatte  Ben-Gvir  zuvor  das  Zeigen von
Palästina-Flaggen auf öffentlichen Plätzen verboten, weil diese angeblich für
„Terrorismus“ stünden.

Dieser  Block  wurde  damals  von  anderen  Demonstrant_Innen  aktiv
angegangen und versucht von der Demo zu drängen, jedoch konnte sich der
pro-palästinensiche Block mit der Zeit etablieren und deutlich anwachsen.

Die Proteste setzen Netanjahus Regierung real unter Druck, gerade deshalb
weil die Protestierenden sich überdurchschnittlich stark aus Beschäftigten



zentraler Bereiche, zum Beispiel IT-Spezialist_Innen, zusammensetzen. Auch
zahlreiche  Kulturschaffende  sowie  Klein-  und  Mittelunternehmer_Innen
unterstützen  die  Proteste  und  lehnen  die  Justizreform  ab.  Auch  der
israelische  Gewerkschaftsbund  Histadrut,  der  aufgrund  seiner  historisch
stark ausgeprägten Staatstreue bisher nicht zu den Demonstrationen aufrief,
droht  nun  damit,  sich  anzuschließen  und  seine  800.000  Mitglieder  zum
Protest, und eventuell zum Streik, aufzufordern.

Was braucht es um Netanjahu, Ben-Gvir und
Co. Zu schlagen?
Für  uns  als  Sozialist_Innen  ist  klar,  dass  eine  Demokratie  unter  den
Bedingungen  kapitalistischer  Profitmaximierung  sowie  ethnischer
Segregation und rassistischer Ungleichbehandlung nur Heuchelei ist. Israel
kann nur dann wirklich demokratisch sein, wenn es auch Palästinenser_Innen
dieselben Rechte zugesteht wie jüdischen Israelis und die Produktionsmittel
gemeinsam demokratisch kontrolliert werden.

Revolutionär_Innen  müssen  sich  den  Massenprotesten  gegen  Netanjahu
anschließen und gemeinsam mit den antizionistischen Kräften vor Ort für
eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse kämpfen. Ein zentraler
Punkt dabei ist  die Anerkennung des Rechts der Palästinenser_Innen auf
nationale Unabhängigkeit. Ebenso steht ihnen auch das Recht zu, sich gegen
Angriffe zu verteidigen und gegen die fortwährende Besatzung zu wehren.
Wir  verteidigen dieses  Recht,  auch wenn wir  Angriffe  auf  Zivilpersonen,
insbesondere  den  brutalen  Anschlag  auf  die  betenden  Menschen  in  der
Synagoge in Ost-Jerusalem, entschieden ablehnen. Die sinnlosen Angriffe von
Palästinenser_Innen auf Zivilpersonen sind ein Ausdruck der Führungskrise
im palästinensischen Widerstand, der den verschärften Angriffen kaum eine
glaubhafte Perspektive entgegenzusetzen hat. Dies liegt an der Schwäche
der  palästinensischen  Linken  und  dem  historischen  Verrat  der
Stalinist_Innen in ihren Reihen, aber auch an der verräterischen Politik der
palästinensischen  Autonomiebehörde,  der  Abwesenheit  von  legalen
Protestmöglichkeiten  und  dem  Siegeszug  des  politischen  Islams  in  der
gesamten Region.  So konnten sich  Hamas und Islamischer  Jihad als  die



„entschlossenere  Alternative“  präsentieren,  obwohl  sie  beide  reaktionäre
Organisationen  sind,  die  nicht  im  Interesse  der  palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse  handeln.

Netanjahu,  Ben-Gvir  und ihre  reaktionäre  Bande können nur  geschlagen
werden,  wenn  sich  die  israelischen  Arbeiter_Innen,  Jugendlichen  und
Unterdrückten mit den palästinensischen Massen zusammenschließen. Wenn
sie gemeinsam kämpfen gegen Justizreform, Besatzung und Neoliberalismus
aber auch gegen die reaktionäre Politik palästinensischer Kräfte wie Hamas
und  Fatah.  Dies  würde  bedeuten  anzuerkennen,  dass  israelische  und
palästinensische  Arbeiter_innen  objektiv  dieselben  Interessen  und  Ziele
haben  und  dass  sie  nur  die  subjektiven  Ketten  des  Nationalismus,
Antisemitismus und Rassismus davon trennen. Die Geschichte hat schon oft
gezeigt, dass nationale Gegensätze im gemeinsamen Kampf für gleiche Ziele
verschwinden  können.  Unsere  Perspektive  ist  die  eines  säkularen  multi-
ethnischen  Arbeiter_Innenstaates  zu  kämpfen,  in  dem  jeder  Mensch
unabhängig  von  seiner  Religion  und  Hautfarbe  in  Frieden  leben  kann.


